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Überlegungen zu Rolle und  
Ein!uss der Zivilgesellschaft

Was!ist!Zivilgesellschaft?

Bevor man sich der Frage widmen kann, 
welchen Ein!uss die Zivilgesellschaft auf 
gesellschaftliche Strömungen sowie poli-
tische Entscheidungen hat, muss zuerst 
de"niert werden, was man unter diesem 
Begri# versteht. Im weitesten Sinne gelten 
als zivil die Teile der Gesellschaft, welche 
nicht direkt oder indirekt dem Staat ange-
hören und welche ebenfalls keinen wirt-
schaftlichen Gewinnzweck verfolgen. Die-
ser Rahmen erscheint aber viel zu breit, da 
er ebenfalls Initiativen und Vereinigungen 
einschließt, welche sich exklusiv kulturel-
len oder sportlichen Aktivitäten widmen 
ohne Absicht, Ein!uss auf den ö#entli-
chen Diskurs zu nehmen.

Um das Objekt dieser Überlegungen 
näher einzugrenzen, möchten wir uns 
daher an das Konzept der „deliberati-
ven Demokratie“ anlehnen, welches von 
Denkern wie John Rawls oder Jürgen 
 Habermas entwickelt wurde. In deren 
Logik ist die Zivilgesellschaft Teil eines 
Dreigestirns zusammen mit Politik und 

Wirtschaft. Sie gilt als essenzieller Akteur 
in einer beratenden Gesellschaft, in wel-
cher die Entscheidungs"ndung durch den 
Austausch von Argumenten im Idealfall 
im Konsens zustande kommt. In dem 
Sinne verkörpert die Zivilgesellschaft die 
Teilhabe an diesem politischen Diskurs 
mit der Absicht, diesen zu beein!ussen, 
sei es durch ö#entliche Meinungsbeiträge 
oder durch konkrete Aktionen wie etwa 
soziale Dienstleistungen.

Nicht!immer!nur!progressiv!und! 
mit!hehren!Zielen

Wobei die Absichten dieses Versuchs der 
Ein!ussnahme mitnichten nur den Zweck 
verfolgen müssen, sogenannte progressive 
$emen voranzubringen, wie der Schutz 
von Minderheiten, Initiativen zum Abbau 
von sozialer Ungerechtigkeit oder auch 
der Schutz von Umwelt und Natur. Man 
denke an Vereinigungen zum Schutz des 
„ungeborenen Lebens“, welche das Recht 
auf Schwangerschaftsabbruch in Frage 
stellen. Auch Initiativen, welche vornehm-
lich von Wirtschaftsverbänden ins Leben 

gerufen werden, um politische Entschei-
dungen in ihrem Sinne zu beein!ussen, 
sei es in steuerlichen Fragen oder Umwelt-
schutzmaßnahmen, sind selten als pro-
gressiv zu bezeichnen.

Diese Form der Widerrede innerhalb der 
zivilgesellschaftlichen Teilnahme am poli-
tischen Diskurs ist selbstverständlich in 
einer freiheitlichen Rechtsordnung, wel-
che die freie Meinungsäußerung als das 
Mittel zur Teilnahme am politischen Dis-
kurs wertschätzt. Die Zivilgesellschaft ist 
also kein monolithischer Block, sondern 
sie spiegelt in der Vielfalt ihrer Strömun-
gen und Ziele die Meinungsvielfalt oder, 
je nach Sichtweise, die Zersplitterung der 
Gesellschaft im post-industriellen Zeital-
ter wider.

Frank! Wies! ist! seit! 1999! als! Anwalt! in! Luxemburg!
tätig.! Von! %&&5! bis! %&1%! war! er! Vorsitzender! von!
Amnesty! International! Luxemburg.!Er! vertritt!diese!
Vereinigung! im( Lëtzebuerger! Flüchtlingsrot( und! ist!
Mitglied!der!beratenden!Menschenrechtskommission!
(CCDH).

36 forum 445 Dossier



Fragwürdiger sind eher Initiativen, bei 
denen die Grenze zwischen zivilgesell-
schaftlicher Ein!ussnahme und Mittel 
zum Zweck der persönlichen Karriereför-
derung schwer zu ziehen ist. War die Ver-
einigung nur Sprungbrett und Vitrine für 
eine angestrebte politische Karriere oder 
ist der spätere Weg in die Politik bloß die 
Weiterführung des bürgerlichen Enga-
gements mit anderen Mitteln? Es gibt 
mehrere Beispiele in Luxemburg, wo Ver-
einigungen kurzfristig durch den medien-
wirksamen Auftritt von einzelnen Persön-
lichkeiten viel Aufmerksamkeit errangen, 
nur um schnell wieder in der Versenkung 
zu verschwinden, wenn denselben Per-
sonen der Übergang in politische Ämter 
und Würde geglückt war oder zumindest 
in Aussicht gestellt wurde.1  

Die wahren Absichten hinter solchen 
Sternschnuppen des zivilen Engagements 
sind natürlich schwer zu belegen. Gemein 
ist ihnen allen aber die Tatsache, dass die 
Initiativen und ihre ö#entlichen Mei-
nungsäußerungen erloschen und somit 
die damit verbundenen Interessen im 
demokratischen Diskurs nicht mehr oder 
nur vermindert vertreten sind.  

Die!Gretchenfrage! 
der!Unabhängigkeit

Ein weiteres Merkmal, welches oft ange-
führt wird, um die Zivilgesellschaft zu 
definieren, ist deren Unabhängigkeit 
gegenüber staatlichen oder anderen ö#ent-
lichen Institutionen. Um zu garantieren, 
dass der bürgerliche Einsatz im Dienste 
des gesellschaftlichen Miteinanders sich 
frei von politischer Ein!ussnahme ent-
wickeln kann, muss die Unabhängigkeit 
garantiert sein.

Soweit die $eorie. In der Praxis und 
insbesondere auf dem Feld der sozialen 
Dienstleistungen, wie zum Beispiel der 
Obdachlosenhilfe oder der Flüchtlings-
betreuung, ergibt sich eher das Bild einer 
gegenseitigen Abhängigkeit zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft. Nicht-Regie-
rungsorganisationen übernehmen Aufga-
ben im Dienste der Gesellschaft, die in 
den Verantwortungsbereich des Staates 
fallen, welche dieser aber nicht ausrei-
chend aus eigener Kraft wahrnehmen will 
oder kann. Diese Auslagerung eines Teils 

ihrer Aufgaben entlohnt die ö#entliche 
Hand im Gegenzug, indem sie auf ver-
traglicher Basis den Organisationen "nan-
zielle Mittel zur Verfügung stellt. Bestehen 
die Tätigkeiten der zivilgesellschaftlichen 
Dienstleister hauptsächlich in der Erfül-
lung eines Teils der staatlichen Aufgaben, 
dann stellen die ö#entlichen Gelder oft 
den Löwenanteil des Budgets der Orga-
nisation dar.  

Welche Risiken eine solche wechsel-
seitige Abhängigkeit in sich birgt, hat 
der sogenannte Caritas-Skandal aus 
dem Vorjahr nachdrücklich aufgezeigt. 
Als Organisation mit dem Status einer 
luxemburgischen Institution, auf Grund 
ihrer Größe, der engen Verzahnung mit 
der katholischen Kirche sowie der Breite 

ihrer  Aktivitäten, geriet die Caritas durch 
kriminelle Machenschaften in arge "nan-
zielle Schie!age. Diese Situation hat die 
Existenz der Caritas bedroht und in der 
Folge auch die Weiterführung ihrer sozia-
len Dienstleistungen. Für die Regierung 
eine doppelt heikle Situation: Einerseits 
riskierte sie, kurzfristig die sozialen Akti-
vitäten der Caritas selbst übernehmen zu 
müssen, um zu verhindern, dass diese, 
teilweise gesetzlich verp!ichtenden Aufga-
ben gar nicht mehr wahrgenommen wer-
den. Andererseits geriet sie unter ö#entli-
chen Druck der Caritas, welche dem Staat 
jahrzehntelang zu Diensten war, "nanzi-
ell unter die Arme zu greifen, um ihren 
Untergang zu verhindern.

Der Ausgang ist bekannt. Die für den Staat 
wichtigen Aktivitäten der Caritas wurden 
von einer neugegründeten Organisation2 
übernommen und so deren Fortgang 
gewährleistet. Die Caritas hingegen wurde 

ihrem Schicksal überlassen. Für den Teil 
ihrer Arbeit, welcher nicht übernommen 
wurde, wie Entwicklungshilfe oder politi-
sches Plädoyer, bedeutete dies das Aus mit 
teilweise dramatischen Folgen.

Den übrig gebliebenen Akteuren der 
Zivilgesellschaft, welche wichtige Aufga-
ben für den Staat übernehmen, hat die-
ser Vorgang vor Augen geführt, dass die 
wechselseitige Abhängigkeit keine Überle-
bensgarantie für unruhige Zeiten darstellt. 
Im Zweifelsfall riskieren sie fallengelassen 
und ersetzt zu werden.
 
Die!Kunst!der!Kritik! 
am!Geldgeber

Ein anderer Aspekt der engen Zusammen-
arbeit verschiedener Akteure der Zivilge-
sellschaft mit staatlichen Institutionen ist 
der des möglichen Handlungsspielraums 
hinsichtlich Kritik gegenüber letzteren. 
Falls deren Handlungen den eigenen 
Überzeugungen und Interessen nicht ent-
sprechen und wenn die Zivilgesellschaft 
im Rahmen der deliberativen Demokratie 
ihren Beitrag zur Meinungsbildung leisten 
soll, dann gehört die kritische Auseinan-
dersetzung mit dem Staat zu ihrer P!icht. 

Schränkt aber die Sorge, eine Konven-
tion und die dazugehörigen "nanziellen 
Mittel bei einer allzu o#ensiv vorgetrage-
nen Kritik aufs Spiel zu setzen, die Frei-
heit, den Staat anzugehen, nicht bewusst 
oder unbewusst ein? Wie weit kann man 
gehen in der Bemängelung von staatlichen 
Autoritäten, wenn man gleichzeitig einen 
Großteil seines Budgets aus ö#entlichen 
Mitteln bezieht? Zwar würden alle Betei-
ligten auf beiden Seiten den Vorwurf wohl 
energisch zurückweisen, dass man sich 
mit Kritik zurückhält; sei es aus Sorge, 
den Staat zu verärgern, oder dass als unge-
rechtfertigt empfundene Kritik mitunter 
den Liebes- und Geldentzug zur Folge 
haben kann. 

Ein rezentes Beispiel zeigt aber, wie 
umstrittene staatliche Entscheidungen 
von Beteiligten aus der Zivilgesellschaft 
kritiklos hingenommen wurden, obwohl 
sie den eigenen Werten und Vereinigungs-
zielen nicht unbedingt entsprachen. Es 
geht um die als Wanteraktioun bekannte 
Obdachlosenunterkunft, welche in den 

Wie weit kann man gehen 
in der Bemängelung von 
staatlichen Autoritäten, 

wenn man gleichzeitig einen 
Großteil seines Budgets aus 

ö!entlichen Mitteln bezieht?
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kalten Wintermonaten Menschen ohne 
festen Wohnsitz für die Nacht eine sichere 
Unterkunft garantieren soll. Diese Struk-
tur wird von einem Zusammenschluss von 
drei Nicht-Regierungsorganisationen3 in 
Zusammenarbeit mit dem Familienmi-
nisterium betrieben. Als der zuständige 
Minister im Herbst letzten Jahres verkün-
dete, der Zugang zu dieser Struktur würde 
in Zukunft begrenzt für Personen, welche 
nicht über eine ausreichende und nach-
weisliche Aufenthaltsdauer in Luxemburg 
verfügen, stieß dies auf Kritik, weil hier-
mit der reine humanitäre Charakter der 
Unterkunft in Frage gestellt wurde. Diese 
Kritik kam jedoch nicht aus den Reihen 
der drei an der Wanteraktioun beteiligten 
Akteure. Im Gegenteil, das zuständige 
Ministerium ließ verlauten, diese Maß-
nahme wäre von den drei Betreibern der 
Struktur selbst vorgeschlagen worden 
und zumindest eine der Organisationen 
äußerte ö#entlich ihr Verständnis hierfür.4 

Für die beteiligten Organisationen 
besteht hier die Gefahr, in der ö#entli-
chen Wahrnehmung nicht mehr als ein 
gleichberechtigter Akteur aus der Zivilge-
sellschaft, sondern eher als Mitstreiter des 
Staates wahrgenommen zu werden, wenn 
umstrittene staatliche Entscheidungen 
kritiklos umgesetzt und ö#entlich vertei-
digt werden.

Zu der anderen Seite der Medaille der 
engen Zusammenarbeit zwischen Teilen 
der Zivilgesellschaft und dem Staat oder 
Gemeinden gehört aber auch ein nicht 
von der Hand zu weisender Vertrauens-
vorschuss in die Glaubwürdigkeit von 
jenen Akteuren, mit welchen viel und 
über einen längeren Zeitraum zusammen-
gearbeitet wurde. Wenn dieselbe Organi-
sation, welche für den Staat Flüchtlings-
strukturen betreut, sich für die Belange 
der ihr anvertrauten Menschen einsetzt, 
wird ihren Vorträgen und Vorschlägen 
eher Beachtung geschenkt, als wenn dies 
von einem Interessensverein vorgetragen 
wird, welcher keine staatliche Unterstüt-
zung bezieht. Während bei ersteren die 
Glaubwürdigkeit von Anfang an vor-
ausgesetzt wird, muss sich letzterer diese 
gegenüber den Gesprächspartnern aus 
Politik und Verwaltung erst über einen 
längeren Zeitraum und nach hartnäckiger 
Überzeugungsarbeit verdienen.  

Grenzen!des!Einflusses!und! 
die!Notwendigkeit!zur!Selbstkritik

Ein schwieriges Unterfangen für Akteure 
aus der Zivilgesellschaft ist oft das Bemes-
sen der eigenen Wirksamkeit. Wenn 
man nicht zum Gewinnzweck gegründet 
wurde, ist es schwerer, Kriterien zu ent-
wickeln, um zu überprüfen, ob das eigene 
Handeln von Erfolg gekrönt war. Zwar 
haben viele größere Nicht-Regierungs-
organisationen inzwischen die aus der 
Wirtschaft bekannte Praxis der in regel-
mäßigen Abständen festzulegenden Ziele 
in den jeweiligen Aktionsbereichen verin-
nerlicht. Es bleibt aber kompliziert, deren 
Erfüllung zu bemessen, wenn es um den 
eigentlichen Vereinigungszweck geht. 

Eine Menschenrechtsorganisation, welche 
zum Ziel hat, den Einhalt der Grund-
rechte für alle Menschen zu promovie-
ren, müsste sich bei der aktuellen Welt-
lage und dem Erstarken eines politischen 
Diskurses, welcher die Würde des Men-
schen immer mehr relativiert, wohl eine 
sehr ungenügende Note ausstellen. Auch 
Umweltschutzorganisationen kommen 
nicht umhin, die eigenen Methoden in 
Frage zu stellen in einer Zeit, wo Klima-
ziele verfehlt und aufgeweicht werden. 

Selbstkritik ist daher notwendig, um abge-
tretene Pfade der Aktionen hinter sich zu 
lassen und auch die eigenen Strategien 
kritisch zu hinterfragen. Bleibt es zum 
Beispiel sinnvoll, Maximalforderungen 
zu stellen, oder käme mehr Pragmatismus 
der Akzeptanz der eigenen Anliegen nicht 
besser zugute? Sind spektakuläre ö#entli-
che Aktionen immer das probate Mittel, 
um ö#entlichen Druck zu erzeugen oder 
bewirken sie das Gegenteil in Form einer 
ablehnenden Haltung großer Teile der 
Bevölkerung?   

Sich diesen Fragen zu stellen, erlaubt es 
nicht nur, die Rolle der Zivilgesellschaft in 
der Demokratie zu stärken, sondern auch 
zu vermeiden, dass der Einsatz zum reinen 
Selbstzweck % einer Art Beschäftigungs-
therapie % verkommt.&
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